
 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 16.12.2024, über die Sitzung (6/2024) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:   Gemeindeamt, Wredeplatz 2, 5310 Mondsee 
 

Dittlbacher Johann ÖVP – anwesend 

Pfeffer DI Hans-Peter ÖVP – anwesend 

Steinbichler Alexander ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Lackner Karl ÖVP – anwesend 

Pöllmann Daniel ÖVP – anwesend 

Winkler Christian ÖVP – anwesend 

Ehrschwendtner Hubert ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Sperr DI Gerhard ÖVP – anwesend 

Schwaighofer Judith ÖVP – anwesend 

Taubenberger-Schiwietz Wilma ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Parhammer Johann ÖVP – anwesend 

Wieneroither August ÖVP – anwesend 

Landauer   Manuel ÖVP – anwesend 

Haider  Marianne FPÖ – entschuldigt fern geblieben 

Stabauer Wolfgang FPÖ – anwesend 

Haider Mag. Harald FPÖ – anwesend 

Maier Johann SPÖ + UM – anwesend 

Putz Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Machatschek Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Widlroither Ing. Michael SPÖ + UM – anwesend 

Buchsteiner Ing.  Margarete Die Grünen – anwesend 

Maletzky  Eva Die Grünen – anwesend 

Mayr-Daringer Mag. Susanne Die Grünen – anwesend 

Löberbauer-Purer Mag. Dr. Elisabeth Die Grünen – entschuldigt fern geblieben 

   

Als Ersatzmitglieder sind anwesend: Matthias Strobl, DI Johannes Pfeffer, Walter Traschwandtner 

(alle ÖVP), Karin Zöller (Die Grünen), Friedrich Prommegger (FPÖ)  

 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
 

Zuhörer: 3 
 

Beginn:   19.00 Uhr 

 



6/1/2024 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

a) diese Sitzung innerhalb der gesetzlichen Frist ordnungsgemäß einberufen wurde, 

b) die Verständigung zu dieser Sitzung erfolgte, 

c) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,  

e) die Verhandlungsschrift der GR-Sitzung vom 14.11.2024 (Nr. 5/2024) während der Sitzung zur 

Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

f) zum Schriftführer VB Hubert Daxner bestellt wird, 

g) die Verhandlungsschrift der heutigen Sitzung von folgenden Parteienvertretern unterfertigt wird:  

ÖVP:           Christian Winkler 

SPÖ + UM:        Johann Maier 

Die GRÜNEN:  Ing. Margarete Buchsteiner 

FPÖ:            Wolfgang Stabauer 

 

Tagesordnung 

 

1) Voranschlag 2025 und MEFP 2025 – 2029 inkl. Prioritätenreihung; Beschlussfassung 

Erläuterungen: 

Der Voranschlag 2025 lt. VRV 2015 gliedert sich im Wesentlichen in den Finanzierungshaushalt und 

den Ergebnishaushalt. Das Ergebnis des Finanzierungshaushalts ist die Differenz sämtlicher 

Einzahlungen und Auszahlungen. Aus dem Finanzierungshaushalt leitet sich das Ergebnis der lfd. 

Geschäftstätigkeit (EGT) ab. Der Saldo des EGT beträgt – 309.800,-- und bedeutet, dass die Gemeinde 

den lfd. Betrieb (OH) nicht mehr zur Gänze finanzieren kann. Im Falle der Gemeinde Tiefgraben kann 

dieser Fehlbetrag aus der allgemeinen Rücklage bedeckt und sohin der Haushaltsausgleich für das 

Jahr 2025 erreicht werden. Die Spitzenkennzahl im Ergebnishaushalt ist die Differenz aus den 

Gesamterträgen und den Gesamtaufwendungen und heißt Nettoergebnis. Das Nettoergebnis des VA 

2025 beträgt voraussichtlich € - 523.800,-- und wird durch Saldierung der Rücklagenentnahmen und 

Zuführungen auf – 22.900,-- verbessert. Die Summe der Abschreibungen beträgt -506.800,--. 

Die Ertragsanteile und die Mittel aus dem Strukturfonds wurden laut Voranschlagserlass der IKD 

veranschlagt. Anzumerken ist, dass die Projektförderquote der Gemeinde von 59 % im Jahr 2024 auf  

61 % für das Jahr 2025 gestiegen ist. 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit      

Finanzierungsrechnung     Einzahlungen Auszahlungen 

Operative Gebarung 
  

10.222.100  10.233.200  

Investive Gebarung 
  

257.000  1.307.300  

Finanzierungstätigkeit 
  

0,00  169.900  

Zwischensumme 
  

10.479.100  11.740.400  

abzüglich investive Einzelvorhaben 
 

603.500  1.525.500  

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 9.875.600  10.185.400  

 Saldo             - 309.800  



 

 

Gebühren und Abgaben: 

Die Kanalanschluss- und Wasseranschlussgebühren wurden an die vom Land Oberösterreich 

vorgegebenen Mindestgebühren angepasst. 

Die Benützungsgebühr für die Abwasserentsorgung wird von € 4,11 netto / m3 auf € 5,11 netto / m3 

angehoben. Dies ist erforderlich, um die bereits laufende Sanierung der Verbandsanlage des RHV 

finanzieren zu können. Die Benützungsgebühr für Wasserversorgungsanlagen muss aufgrund der 

mangelnden Kostendeckung von bisher € 1,76 netto / m3   auf € 2,33 netto / m3 erhöht werden. 

Im Zuge des Voranschlags ist der Gemeindezuschlag zur Freizeitwohnungspauschale zu 

beschließen. Diese soll im Jahr 2025 weitergeführt werden und beträgt für Wohnungen unter 50 m² 

sowie Dauercamper je Jahr € 129,60,- und für Wohnungen über 50 m² € 259,20,- je Jahr. 

Bei der Hundeabgabe werden Wach- und Berufshunde mit € 30,- besteuert, die Hundeabgabe für 

sonstige Hunde wird von € 50,- auf € 100,- erhöht. 

Erhöhung der Abfallgebühren um 14 %: Nachdem die Abfallentsorgung aufgrund der 

Kostensteigerungen beim Abfuhrunternehmen in der Gemeinde nicht mehr kostendeckend geführt 

werden kann, ist eine Erhöhung der Abfallgebühren sowie der Abfallgrundgebühr um jeweils 14 % 

gegenüber 2024 erforderlich (siehe nachstehende Gebührentabelle). 

 

Gebühren und Abgaben 2025 

  2024 2025 

Grundsteuer A 
500 v.H.d. 

Steuermessbetrages 

500 v.H.d. 

Steuermessbetrages 

Grundsteuer B 
500 v.H.d. 

Steuermessbetrages 

500 v.H.d. 

Steuermessbetrages 

Hundeabgabe 

€ 50,00 je Hund € 100,00 je Hund 

€ 20,00 je Berufshund € 30,00 je Berufshund 

€ 20,00 je Wachhund € 30,00 je Wachhund 

Kanalbenützungsgebühr € 4,11 (€ 4,521 inkl.) € 5,11 (€ 5,621 inkl.) 

Kanalanschlussgebühr / m2 € 27,83 (€ 30,61 inkl.) € 28,63 (€ 31,49 inkl.) 

Kanalanschlussmindestgebühr € 4.174,00 (€ 4.591,40 inkl.) € 4.295,00 (€ 4.724,5 inkl.) 

Wasserbenützungsgebühr € 1,76 excl. Ust. € 2,33 excl. Ust. 

Wasseranschlussgebühr / m2 € 16,68 (€ 18,35 inkl.) € 17,17 (€ 18,89 inkl.) 

Wasseranschlussmindestgebühr € 2.502,00 (2.752,20 inkl.) € 2.575,00 (2.832,5 inkl.) 

Abfallgebühr(L) 60/90/120/240/Sack 

Abfallgrundgebühr 
 

€ 6,72/7,68/8,63/12,44/7,14 

€ 84,64 

€ 7,66/8,29/9,84/14,18/8,14 

€ 96,49 

Zuschlag zur Freizeitwohnungs-

pauschale bis 50m² und Dauercamper 
€ 129,60 je Jahr € 129,60 je Jahr 

Zuschlag zur Freizeitwohnungs-

pauschale über 50m² 
€ 259,20 je Jahr € 259,20 je Jahr 



 

 

Für das Jahr 2025 sind u.a. folgende Projekte in der investiven Gebarung (früher: aoH.) geplant: 

 

Wasserversorgung Schlössl: 

Um auch zukünftig die Versorgung der Gemeinde Tiefgraben mit Trinkwasser nachhaltig zu sichern, 

wurden im Jahr 2020 Gespräche mit der WG Schlössl geführt, um weitere Trinkwasserressourcen zu 

erschließen. Der Vertrag mit der WG Schlössl zwecks Wasserlieferung bzw. Nutzung des Überwassers 

wurde im Gemeinderat fixiert und das Büro Oberlechner mit der entsprechenden Planungsleistung für 

die bauliche und wasserrechtliche Umsetzung betraut. Die Gespräche mit dem Rechtsvertreter des 

Grundeigentümers (Standort des Behälters) sind erfolgreich abgeschlossen und das benötigte 

Grundstück angekauft. 

Eine erste Grobkostenschätzung sieht für das Vorhaben Kosten von insgesamt ca. € 900.000,- vor. 

Davon wurden im Jahr 2023 € 80.000,- und der restliche Betrag für die Jahre 2024 und 2025 

veranschlagt. Die Finanzierung erfolgt zum Teil aus Eigenmitteln (ca. € 236.700,-) bzw. über Einnahmen 

aus Aufschließungsbeiträgen, Anschlussgebühren und Mittel in Höhe von € 208.000,-- aus dem KIG 

2023 sowie einer KPC-Förderung iHv 10% der geschätzten Gesamtauftragssumme. 

Die Arbeiten wurden im Herbst 2024 begonnen und ist mit einer Gesamtfertigstellung im Frühjahr 

2025 zu rechnen. 

 

Oberflächenentwässerung Gaisberg: 

Für dieses von der Wasserrechtsbehörde geforderte Projekt werden in 2025 € 400.000,-- aus 

Eigenmitteln der Gemeinde vorgesehen. 

 

GW Ebnat: 

Im Berichtsjahr plant der WEV Alpenvorland Instandsetzungsarbeiten am GW Ebnat. Die Kosten für 

diesen Abschnitt (600 m) werden mit € 110.000,-- bekanntgegeben.  

Die Finanzierung erfolgt entsprechend den Regeln der Gemeindefinanzierung NEU und stellt sich wie 

folgt dar: 

Baukosten 2025:       €  110.000,--, davon entfallen auf 

WEV                            €    55.000,--     

BZ-Mittel                    €    32.450,-- 

Gemeindeanteil     €   22.550,-- 

 

Kanalbau: 

Für den Kanalbau wurden € 350.000,--vorgesehen. Der RHV Mondsee-Irrsee hat diesbezüglich die 

voraussichtlichen Baukosten bekanntgegeben. Im Jahr 2025 sollen folgende Projekte zur Umsetzung 

gelangen: 

• BA 106 Sanierung OK Zone 03   € 200.000,-- 

• BA 106 Sanierung OK Zone 04   € 150.000,-- 

 

Haushaltsrücklagen: 

Der Rücklagenstand beträgt mit 31.12.2025 € 1.562.700,--, davon € 988.600,-- zweckgebunden, und  € 

574.100,-- allgemeine Rücklage. In Summe müssen im Berichtsjahr 2025 Rücklagen in Höhe von € 

1.231.300,-- aufgelöst werden. 



 

Haftungen: 

Die Haftungen verringern sich gegenüber VA 2024 um € 275.500,-- auf € 3.169.300,--. 

 

Schulden: 

Die Schulden verringern sich von € 1.459.600 zum 31.12.2024 (Zugang Darlehen Kiga von € 1.000.000) 

auf € 1.289.700,-- zum Ende des Berichtsjahres 2025. 

 

Prioritätenreihung Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2025 - 2029: 

 

Gemeinde Tiefgraben - Prioritätenreihung 2025 - 2029; GR 16.12.2024 

Priorität   Vorhaben Jahr Kosten Eigenmittel Anmerkung 

1 Wasserversorgung Schlößl 2024-2025 900.000 236.700   

2 

Oberflächenentwässerung 

Gaisberg 2025 400.000 400.000   

3 Sanierung GW Ebnat 2025 110.000 22.550 gem. Bauprogramm des WEV 

4 PV Anlagen KiGa, VS TiLo 2026     Neuerrichtung u. Sanierung 

5 Erweiterung VS TILO 2026-2029     Kosten noch offen 

6 Löschteich "Dorfinger" 2026     

Höhe der Eigenm. vorbeh. 

allfälliger Förderzusagen 

gem. GemFin NEU 

7 

Sanierung Uferschutz 

Zeller Ache 2026-2027       

8 Verkehrskonzept  2026-2027     

Planungs- und 

Baumaßnahmen 

9 Amtshaus 2025-2029     

Ansparen zwecks 

Baumaßnahmen 

10 

Sanierung 

Landesmusikschule 2026     

sofern finanzielle Mittel 

vorhanden 

11 Straßenbau 2025-2029       

12 Löschteich "Stadler" 2026     Neuerrichtung 

13 

Aufschließung 

"Schwandweg" 2026       

14 

Feuerwehrhaus FF Hof/FF 

Guggenberg 2029     

Neuerrichtung gemeinsame 

Zeugstätte 

15 

Feuerwehrhaus FF 

Tiefgraben 2029     

Sanierung des bestehenden 

Gebäudes 

16 

Neuerrichtung Ortsstelle 

RK Mondsee 2026-2029     

kostenneutral; MEFP, sobald 

Kosten bekannt 

 

 

 



 

Dienstpostenplan: 

Die OÖ. Gemeinde-Dienstpostenplanverordnung 2023 regelt u.a. die Festsetzung von 

Dienstpostenplänen in Verwaltungsgemeinschaften: Es wird rechtlich festgelegt, dass für die 

Festsetzung der DP-Pläne die Gesamtzahl der Einwohner (HWS+NWS) der der Verwaltungs-

gemeinschaft angehörenden Gemeinden heranzuziehen ist. Es gilt daher jener Rahmen, der auch für 

eine einzelne Gemeinde mit gleicher Einwohnerzahl Anwendung fände. 
 

Konkret heißt das: Die Basis für die Festsetzung der Dienstpostenpläne ist die Gesamtanzahl der 

Einwohner der drei Gemeinden (lt. der letzten GR-Wahl = HWS + NWS): 

Innerschwand:  1.637 EW 

Sankt Lorenz:  3.065 EW 

Tiefgraben:  4.662 EW 

Gesamt:              9.364 EW 

 

Dies bedeutet, es können jene Dienstposten vergeben werden, die lt. § 25 der OÖ. Gemeinde-

Dienstpostenplanverordnung 2023 für Gemeinden zwischen 7.001 und 10.000 Einwohnern festgesetzt 

wurden. 

Das sind: 1 GD 7 sowie 3 GD 12 oder GD 11. 

Die weiteren Dienstposten können von GD 13 abwärts unter besonderer Bedachtnahme auf die 

Grundsätze des § 1 Abs. 2 der OÖ. Gemeinde-Dienstpostenplanverordnung 2023 sowie der OÖ. 

Gemeinde-Einreihungsverordnung „nach den tatsächlichen Erfordernissen“ festgesetzt werden. 
 

Folgende Änderungen werden mit dem VA 2025 vorgenommen: 

Aufgrund der Ausweitung des Kinderbetreuungsangebotes in Kindergarten und Krabbelstube sind im 

Jahr 2025 zwei nicht genehmigungspflichtige Dienstposten für Kindergartenpädagoginnen VB KBP zu 

schaffen. 
 

Kassenkredit: 

Im Zuge des Voranschlags ist die Festsetzung eines Kassenkredits in Höhe von maximal € 3.288.575,-- 

vorgesehen. Dies dient dazu, eventuelle Liquiditätsengpässe im Rahmen einer Kontoüberziehung 

abdecken zu können. Um für alle Eventualitäten gerüstet zu sein, entscheidet der Gemeinderat, die 

Höchstgrenze für die Inanspruchnahme von Kassenkrediten festzulegen (konkret für 2025: 33,3% 

der Einzahlungen der laufenden Geschäftstätigkeit gem. dem VA des jeweils laufenden 

Haushaltsjahres; siehe § 1 Abs.1 OÖ. Kassenkredit-Anhebungsverordnung 2020). 

Die konkrete Höhe des erforderlichen Kassenkreditrahmens ist im Falle einer Inanspruchnahme des 

Kassenkredites zuvor vom Gemeinderat zu beschließen. 
 

Deckungsfähigkeit: 

Im Ordentlichen Haushalt sind gem. § 7 OÖ. Gemeindehaushaltsordnung die Ausgaben innerhalb eines 

Abschnittes und Mittelverwendungen der laufenden Geschäftstätigkeit, zwischen denen ein 

sachlicher und verwaltungsmäßiger Zusammenhang besteht, im Sinne des leg. cit. einseitig oder 

gegenseitig deckungsfähig. Die Deckungsfähigkeit ist durch Vermerk im Gemeindevoranschlag zu 

kennzeichnen. 

 



 

Bgm. Johann Dittlbacher gibt den Mandatarinnen und Mandataren einen Überblick über das Ergebnis 

der laufenden Geschäftstätigkeit, die Abgaben und Gebühren sowie den Mittelfristigen Ergebnis- und 

Finanzplan samt Prioritätenreihung. Wie alle anderen Gemeinden sieht sich auch Tiefgraben mit stark 

steigenden (Pflicht-)Ausgaben und stagnierenden Einnahmen konfrontiert, der Haushalt kann nur 

mittels Auflösung von Rücklagen ausgeglichen werden. 

GR Andreas Machatschek fragt mit Verweis auf die Prioritätenreihung, ob das an Nummer eins gereihte 

Vorhaben als wichtiger anzusehen sei als jenes auf Platz zwei; ergänzend möchte er wissen, warum das 

Feuerwehrhaus Hof/Guggenberg so weit hinten gereiht sei und ob beim Amtshaus im kommenden 

Jahr etwas geschehe. Amtsleiter Mag. Günter Schardl antwortet, jene Vorhaben, die mit Eurobeträgen 

hinterlegt seien, würden im Berichtsjahr 2025 realisiert und seien in der Prioritätenreihung neben der 

Reihung auch die Eigenmittel der Gemeinde nachzuweisen; die restlichen Jahreszahlen für den 

Zeitraum 2025-2029 würden die Absicht ausdrücken, wann das jeweilige Vorhaben zeitlich umgesetzt 

werden solle. Im Übrigen könne die Prioritätenreihung unterjährig und bei Bedarf in jeder 

Gemeinderatssitzung geändert werden. 

GR August Wieneroither zieht das Thema Hundesteuer an; in der ÖVP-Fraktion sei darüber debattiert 

worden, die Hundeabgabe deutlich anzuheben. Dieser Forderung kann sich Bgm. Johann Dittlbacher 

anschließen, allerdings müsse eine Erhöhung sachlich gerechtfertigt sein. Vizebgm. DI Hans-Peter 

Pfeffer verweist darauf, dass diese Abgabe seit vielen Jahren nicht mehr angehoben wurde und Hunde 

nicht zwingend zum Überleben notwendig seien; er schlägt vor, die Hundeabgabe auf € 100 anzuheben. 

Ein Betrag, den sich auch die GR Karl Lackner, Gerhard Sperr, Christian Winkler und August 

Wieneroither gut vorstellen können, während die GR Susanne Mayr-Daringer und Andreas 

Machatschek eine etwas moderatere Anhebung (70 – 80 Euro) befürworten. Letztendlich einigt sich 

der Gemeinderat auf einen Betrag von € 100. 

Angesichts des Umstandes, dass heuer etwas mehr als € 300.000 bereitgestellt werden mussten, um 

den Haushaltsausgleich zu schaffen, stelle sich die Frage, ob sich das im nächsten Jahr auch noch 

ausgehe, so GR Andreas Machatschek. Amtsleiter Mag. Günter Schardl sagt, dass sich bei 

gleichbleibenden Parametern und unverändert schwacher Konjunktur für 2026 ein Haushalts-

ausgleich „möglicherweise noch“ ausgehen könnte, vorausgesetzt die Politik lasse die entsprechende 

Budgetdisziplin walten; spätestens 2027 sei Tiefgraben bei unveränderter Ausgangslage jedenfalls 

Härteausgleichsgemeinde. Auf finanzielle Entlastungspakete von oben brauche man nicht zu hoffen, 

auch in Land und Bund sei die finanzielle Lage angespannt. Um ein G´spür für die finanziellen 

Belastungen zu bekommen, nennt der Amtsleiter zwei Zahlen: Für Krankenanstalten und 

Sozialhilfeverband seien ca. 3 Millionen an Transferzahlungen abzuliefern, die Personalkosten 

schlagen mittlerweile auch schon mit 2,1 Millionen zu Buche, geschuldet in erster Linie dem Ausbau 

bei der Kinderbetreuung. „Die Personalkosten sind in den vergangenen drei Jahren um 600.000 

gestiegen.“ GR Ing. Michael Widlroither fragt, ob nicht darüber nachgedacht werde, in welchen 

Bereichen eingespart werden könne, auch gemeindeübergreifend. Bgm. Johann Dittlbacher antwortet, 

er werde auf diese Frage in seinem Bericht eingehen; dies deshalb, weil es von Mandataren weitere 

Fragen zur finanziellen Lage bzw. Entwicklung der Gemeinde gebe. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den VA 2025 samt MEFP 2025 -

2029 inkl. Prioritätenreihung beschließen. 

Beschluss: einstimmig 



6/2/2024 

 

2) Umbau, Neubau und Sanierung der LMS; Beschlussfassung 

In der KVZ-Sitzung am 29.10.2024 wurde das Projekt „Umbau, Neubau und Sanierungsarbeiten der 

Landesmusikschule Mondsee“ ausführlich mit Vertretern der Gesellschafter und der Kulturabteilung 

des Landes Oberösterreich besprochen. Die Vertreter der Kulturabteilung des Landes OÖ haben die 

sehr gute und außergewöhnlich hohe Förderung betont. Sie haben auch darauf hingewiesen, dass sich 

die Gemeinden vielleicht durch geeignete Aufnahme dieser Maßnahme in die Prioritätenreihung mit 

einem Zeithorizont von mehreren Jahren und einem durchzuführenden Kostendämpfungsverfahren 

diesen Umbau bzw. Erweiterung leisten könnten. 

Allerdings ist die finanzielle Situation in den Gemeinden aktuell mehr als schlecht, vor allem in den 

Landgemeinden. Im Rahmen dieser Sitzung wurde vereinbart, dass bis spätestens Ende des Jahres 2024 

Beschlüsse in allen vier beteiligten Gemeinden zu fassen sind, um festzustellen, ob oder wie dieses 

Projekt weiter verfolgt wird. 

Es wird mit Gesamtkosten von ca. € 6,8 Mio gerechnet; für die Gemeinde Tiefgraben ergibt sich ein 

Eigenanteil in Höhe von ca.  € 1.666.000,- und nach Ausschöpfung der Förderungen ein Betrag von ca. 

€ 650.000,-,  welchen die Gemeinde ausfinanzieren muss. Das Projekt wird in die Prioritätenreihung 

des MEFP 2025-2029 aufgenommen. Die Budgetierung soll so rechtzeitig erfolgen, dass in jenen Jahren, 

in welchen die Mittel benötigt werden, diese zur Verfügung stehen. Voraussetzung für eine Beteiligung 

an der Finanzierung ist jedenfalls, dass sich die Gemeinde Tiefgraben zum Zeitpunkt der Budgetierung 

diese (freiwillige) Leistung finanziell auch leisten kann. 

„Warum sollen wir das beschließen, wenn wir es uns sowieso nicht leisten können“, kann GR Eva 

Maletzky die Sinnhaftigkeit dieses Antrags nicht nachvollziehen. Für GR Andreas Machatschek ist 

dieser Vorstoß ebenfalls überflüssig: „Die Möglichkeit einer Beteiligung haben wir mit unserem 

Grundsatzbeschluss ja bereits geschaffen.“ Ganz grundsätzlich stelle sich die Frage, ob eine freiwillige 

Beteiligung überhaupt notwendig sei und weiters, ob nicht eine etappenweise Umsetzung des Projekts 

die Finanzierung erleichtern würde. 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer betont, als KVZ-Gesellschafter sei die Gemeinde Eigentümer des 

Gebäudes. Das aktuelle Finanzierungsmodell komme dem Steuerzahler sogar entgegen, statt 1,6 

Millionen müsste die Gemeinde Tiefgraben nur € 600.000 für Sanierung und Erweiterung aufbringen; 

dafür sei aber ein Beschluss und nicht nur ein Grundsatzbeschluss erforderlich. Der Vizebürgermeister 

verweist auf die Diskussion über die Sanierung des Amtshauses vor rund zehn Jahren: Auch damals 

hätte es eine attraktive Finanzierung mit 80 % Förderung gegeben, die ganze Sache sei dann aber einer 

Diskussion gescheitert, die ihn an die jetzige erinnere. Für GR Christian Winkler ist der Gemeinderat 

ein Gremium, das zukunftsweisende Entscheidungen zu treffen habe: „Wir müssen nach vorne denken 

und versuchen, das Geld anderweitig aufzustellen, etwa durch Grundverkauf.“ GV Johann Maier kann 

diesem Argument nichts abgewinnen: „Wenn wir uns mit dieser Summe belasten, fallen wir finanziell 

komplett zusammen. Und das müssen wir auch klar Richtung Mondsee kommunizieren.“ GR Andreas 

Machatschek ergänzt, man sei der Bevölkerung Tiefgrabens verpflichtet, nicht der Gemeinde Mondsee. 

GR Ing. Michael Widlroither sieht das genauso: „Wie erklären wir unseren Bürgern, dass wir eigene 

Vorhaben nicht mehr umsetzen können, weil das Geld woanders hingeflossen ist.“ Widlroither spricht 

sich dafür aus, die mehr als zehn Jahre Planung noch einmal zu überdenken und über alternative 

Möglichkeiten der Sanierung nachzudenken. Zudem vermisst er Angaben zu den Folgekosten. Auch 



 

 

GR Ing. Gerhard Sperr regt an, sich das Projekt noch einmal anzuschauen: „Vielleicht ist eine 

abgespeckte Lösung möglich.“ GV Karl Lackner sieht die Gemeinde durchaus in der Lage, sich finanziell 

an diesem Vorhaben zu beteiligen, zumal es jetzt Klarheit über die Förderungen gebe. Tiefgraben habe 

eine Volksschule gebaut und abbezahlt, auch die KVZ-Ankäufe. Diese Vorhaben hätten damals auch 

viel Geld gekostet, die Gemeinde den Blick aber in die Zukunft gerichtet. 

GR Andreas Machatschek betont, niemand wolle das Projekt sterben lassen, eine bedingungslose 

Mitfinanzierung könne man aber nicht gutheißen. Zu klären sei auch, ob überhaupt alle vier 

Mondseelandgemeinden entsprechende Beschlüsse gefasst hätten.  „Wenn nicht, wird die Forderung 

von Mondsee sowieso nicht erfüllt“, so Machatschek. Für Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer bringt das 

„Hin und Her“ um die Standortgemeinde nichts, es müsse ein tragfähiger Kompromiss gefunden 

werden. GR Mag. Susanne Mayr-Daringer fragt, ob das Land seine Förderzusage befristet habe oder 

nicht; es gebe keine diesbezügliche Frist, teilt Amtsleiter Mag. Günter Schardl mit Verweis auf das 

Schreiben der IKD hin. GV Ing. Margarete Buchsteiner fragt, ob der heutige Beschluss bindend und 

einer Förderzusage gleich zu setzen sei? Amtsleiter Mag. Günter Schardl antwortet, die Entscheidung 

obliege weder der Marktgemeinde noch der Musikschuldirektion, sondern einzig und allein dem 

Gemeinderat Tiefgraben. 

GR Andreas Machatschek stellt den Gegenantrag, der Gemeinderat Tiefgraben möge die 

Zustimmung zur weiteren Verfolgung des Projektes „Umbau, Neubau und Sanierung der 

Landesmusikschule Mondsee“ an folgende Bedingungen knüpfen: 

a) die Standortgemeinde Mondsee hinterfragt gemeinsam mit den betroffenen Landgemeinden die 

Dimension dieses Projekts und 

b) die Standortgemeinde Mondsee erstellt einen zeitlichen Umsetzungsplan mit einer 

Prioritätenreihung, um eine rasche Entlastung des laufenden Schulbetriebs zu gewährleisten. Zum 

Zeitpunkt einer möglichen Budgetierung für die Gemeinde Tiefgraben muss das Projekt leist- und 

finanzierbar sein. 

Beschluss: 8 Jastimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GV Ing. 

Buchsteiner, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Zöller); 16 Gegenstimmen (Bgm. 

Dittlbacher, Vizebgm. DI H.-P. Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR Pöllmann, GR Wieneroither, GR 

Parhammer, GR Schwaighofer, GR DI Sperr, GR Landauer, Ersatz-GR Strobl, Ersatz-GR DI J. Pfeffer, 

Ersatz-GR Traschwandtner, GR Stabauer, GR Mag. Haider, Ersatz-GR Prommegger). 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer stellt den Antrag, der Gemeinderat Tiefgraben möge die 

Zustimmung zur weiteren Verfolgung des Projektes „Umbau, Neubau und Sanierung der 

Landesmusikschule Mondsee“ gemäß dem Protokoll der Sitzung vom 29.10.2024 unter der Bedingung 

beschließen, dass das Projekt zum Zeitpunkt einer allfälligen Budgetierung für die Gemeinde 

Tiefgraben leist– und finanzierbar ist. 

Beschluss: 21 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI H.-P. Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Pöllmann, GR Wieneroither, GR Parhammer, GR Schwaighofer, GR DI Sperr, GR Landauer, Ersatz-GR 

Strobl, Ersatz-GR DI J. Pfeffer, Ersatz-GR Traschwandtner, GR Stabauer, GR Mag. Haider, Ersatz-GR 

Prommegger, GV Ing. Buchsteiner, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Zöller, GR Putz); 3 

Enthaltungen (GV Maier, GR Machatschek, GR Ing. Widlroither).  
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3) KEM III Weiterführung; Beschlussfassung 

Der Vorsitzende erläutert, bei der Absichtserklärung gehe es um die Beteiligung der Gemeinde 

Innerschwand an der „Klima- und Energiemodellregion Mondseeland“ im Zuge einer dreijährigen 

Weiterführungsphase, welche die optimale Nutzung natürlicher Ressourcen weiterhin und langfristig 

forcieren soll. Ziel ist die Fortführung und Stärkung der in der vorhergehenden dreijährigen Phase 

bereits gesetzten Maßnahmen und dadurch die optimale Ausschöpfung des Energiesparpotenzials.  

Die Weiterführungsphase III umfasst das Verfassen eines Umsetzungskonzeptes für die Region und 

die Durchführung von mindestens sechs konkreten Maßnahmen in einer dreijährigen 

Umsetzungsphase.  

„Investitionsförderungen“ gibt es exklusiv für bestehende KEM-Regionen in folgenden Bereichen:  

• 14.000 € Gesamtfördermittel für 7 Mondseelandgemeinden jährlich  

• Förderquote: 50 % der Anschaffungskosten  

Mittlere Stromspeicheranlagen (Erweiterung bestehender Stromspeicher oder neu 

installierter) 150 €/kWh, max. 30 % der umweltrelevanten Investitionskosten  

• 51 kWh – 1.000 kWh Nettospeicherkapazität  

• Wenn Teil einer KEM-Region: Zuschlag von 10 €/kWh  

• KEM-Investitionsförderung „Geräteanschaffung“ Ersatz fossil betriebener Arbeitsgeräte 

im Wirkungsbereich der Gemeinden durch elektrisch betriebene Geräte. 

Die Finanzierung bzw. Fördermittel für die Weiterführung einer KEM berechnen sich nach einem 

Punktesystem, welches die Einwohnerzahl und Gemeindeanzahl berücksichtigt.  

Zur Kofinanzierung sind demnach folgende Mittel für die Gemeinde Tiefgraben erforderlich:  

Jährlich:   €   4.200 

Gesamt für 3 Jahre:  € 12.600 

 

Die teilnehmenden Gemeinden sollten es als wesentliches Ziel sehen, in den nächsten Jahren 

weiterhin verstärkt Aktivitäten im Bereich Erneuerbarer Energie, Energieeffizienz und nachhaltige 

Mobilität zu setzen, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten. Daher wird die Realisierung der 

definierten Maßnahmen und Ziele bestmöglich unterstützt. 

GR Mag. Harald Haider sieht mangels Nutzen für die Gemeinde keine Notwendigkeit, sich weitere drei 

Jahre zu beteiligen. Man könne nicht die Spendierhose anziehen, wenn kein Geld da sei, so GR Mag. 

Haider. GR Mag. Susanne Mayr-Daringer hält entgegen, die Teilnahme an der KEM habe sich für 

Tiefgraben sehr wohl vorteilig ausgewirkt: „In Zahlen ausgedrückt: Wir haben 24.000 Euro 

aufgewendet, aber im Gegenwert € 70.000 erhalten.“  

GR Manuel Landauer stellt den Antrag, die Klima- und Energiemodellregion drei weitere Jahre 

weiterzuführen und die dafür notwendigen Mittel (jährlich € 4.200) bereit zu stellen.  

Beschluss: 23 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI H.-P. Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Pöllmann, GR Wieneroither, GR Parhammer, GR Schwaighofer, GR DI Sperr, GR Landauer, Ersatz-GR 

Strobl, Ersatz-GR DI J. Pfeffer, Ersatz-GR Traschwandtner, GR Stabauer, Ersatz-GR Prommegger, GV Ing. 

Buchsteiner, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Zöller, GR Putz, GV Maier, GR 

Machatschek, GR Ing. Widlroither); eine Gegenstimme (GR Mag. Haider). 
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4) Flächenbedarf zuk. gemeinsames Feuerwehrdepot Guggenberg / Hof, Anfrage an LFK 

Die Gemeinde Tiefgraben beabsichtigt auf dem Grundstück 1433/3 die Errichtung einer gemeinsamen 

Feuerwehrzeugstätte für die Wehren Guggenberg und Hof. Das Grundstück ist als „eingeschränktes 

Mischgebiet“ gewidmet und hat die Gemeinde dieses Grundstück ursprünglich angekauft, um Betriebe 

anzusiedeln und Einnahmen aus der Kommunalsteuer generieren zu können. 

Ein an diese Fläche angrenzendes Unternehmen möchte seinen Betrieb erweitern und interessiert sich 

für einen Ankauf einer Teilfläche des Grundstückes (ca. 2000 – 2500 m2 ). Damit die Gemeinde dieses 

Grundstück bestmöglich finanziell verwerten kann, erscheint es als sinnvoll und zweckmäßig, eine 

offizielle Anfrage an das Landesfeuerwehrkommando Oö. zu richten, um den unbedingt notwendigen 

Flächenbedarf der Feuerwehrzeugstätte entsprechend der Vorgaben des LFK zu eruieren. 

GV Johann Maier hält den Antrag für überflüssig, es reiche, wenn der Bürgermeister das tue. 

Entscheidend sei, dass die Feuerwehren jene Fläche erhalten, die sie benötigen. So einfach sei die Sache 

nicht, betont Amtsleiter Mag. Günter Schardl. Die Gemeinde habe den Grund (6000 m²) für die 

Ansiedelung von Betrieben um sehr viel Geld angekauft mit dem Ziel, aus dem Verkauf und späterem 

Kommunalsteueraufkommen entsprechende Einnahmen zu lukrieren. Mit dem beabsichtigten Bau 

der Zeugstätte und dem damit einhergehenden notwendigen Flächenbedarf verzichte die Gemeinde 

auf enorm viel Geld. Der Gemeinderat solle diesen Beschluss fassen, damit der Bürgermeister ein 

Pouvoir für Verhandlungen mit dem benachbarten Grundstücksinteressenten habe. Ziel dieser 

Anfrage sei es, eine klare Aussage hinsichtlich Flächenbedarf zu bekommen und mit plausiblen Zahlen 

in die Gespräche mit den Feuerwehren bzw. dem Interessenten gehen zu können. 

Diese Herangehensweise sei objektiv, befindet Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer. Jedem sei daran 

gelegen, für die Feuerwehren etwas Gutes zu schaffen. GR Daniel Pöllmann schildert die untragbaren 

Zustände im Feuerwehrhaus Hof (kein Wasser im Winter) und appelliert, für den Neubau eine 

Flächenreserve für die Feuerwehren einzuplanen. „In Zukunft wird alles noch wachsen“, sagt 

Pöllmann. Auch GR Ing. Michael Widlroither betont die Wichtigkeit, Erweiterungsmöglichkeiten für 

die Feuerwehren einzurechnen, zumal die Anforderungen steigen werden und rundherum keine 

weiteren Expansionsmöglichkeiten gegeben seien. Hervorzuheben sei auch, dass zwei Feuerwehren 

gemeinsam ein Haus errichten wollen und dieser Umstand auch Einsparungspotenzial mit sich bringe. 

GR Wolfgang Stabauer zeigt sich „erstaunt“ über Widlroithers Aussage: „Für die Landesmusikschule 

haben wir nichts, aber da sollen wir drauflegen?“ Die Gemeinde solle bei beiden Vorhaben das 

Augenmaß bewahren. Für die Gemeinde sei es fundamental wichtig, aus dem Grundstücksverkauf 

möglichst viel Geld zu lukrieren, so Stabauer. In diesem Punkt sei er (Widlroither) ganz bei ihm 

(Stabauer), es gebe allerdings bei den beiden Projekten einen wesentlichen Unterschied: „Die 

Landesmusikschule ist eine freiwillige Leistung, während die Feuerwehren Sache der Gemeinde 

Tiefgraben sind.“ Für Bgm. Johann Dittlbacher ist es unerlässlich, klare Zahlen auf dem Tisch zu haben, 

um die Verhandlungen starten zu können. Es sei nämlich auch zu beachten, dass für einen 

Grundstücksverkauf eine Zweidrittel-Mehrheit des Gemeinderates notwendig sei. 

GR Daniel Pöllmann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Bürgermeister beauftragen, eine 

entsprechende Anfrage im oben beschriebenen Sinne an das Landesfeuerwehrkommando Oö. zu 

richten. 

Beschluss: einstimmig 
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5) Ansuchen MK Tiefgraben vom 13.03.2024 

Die Musikkapelle Tiefgraben, vertreten durch Obmann Martin Schwaighofer, hat am 13.03.2024 bei 

der Gemeinde Tiefgraben ein Subventionsansuchen für 2024 eingebracht. Das Ansuchen wurde in der 

Sitzung des Gemeindevorstandes am 10.12.2024 beraten. Dieses Ansuchen ist dem Gemeinderat zur 

Beratung und Beschlussfassung vorzulegen, weil die Höhe der Subvention laut Beihilfenliste 2024 nach 

den Bestimmungen der Oö Gemeindeordnung über der Zuständigkeitsgrenze des Vorstandes liegt.  

Der Gemeindevorstand hat sich in seiner letzten Sitzung ausführlich mit dem Thema Subventionen im 

Lichte der finanziellen Situation der Gemeinde beschäftigt und kommt übereinstimmend zum 

Ergebnis, dass diese Form der Förderung sowohl der Höhe als auch der Form der Ansuchen nach ab 

2025 nicht mehr praktiziert wird und heuer zum letzten Mal zur Anwendung gelangt. Zudem wird 

übereinstimmend festgehalten, dass hinkünftige Förderansuchen, die einen geforderten Förderbetrag 

enthalten, nicht mehr akzeptiert werden und seitens des Amtes zurückzuweisen sind. 

Für GR Mag. Harald Haider gilt das Gleiche wie bei Punkt 3: Geld, das nicht vorhanden sei, könne nicht 

ausgegeben werden, schon gar nicht als freiwillige Ausgaben. Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer sieht das 

Geld gut angelegt, das Ehrenamt sei ein wichtiger Teil des sozialen Lebens. Angesichts der Ausgaben 

für andere Jugendprojekte sei die Subvention für die Kapelle mehr als vertretbar. GR (und 

Kapellenmitglied) Andreas Putz informiert, dass sich die Musikkapelle über jedes Plus gegenüber den 

zuletzt gewährten Förderbeträgen freuen würde. Allein die Betriebskosten für das Probenlokal seien 

höher als die Subvention. Weiters ersucht er, das Förderansuchen nicht erst gegen Ende des Jahres zu 

behandeln, sondern spätestens bis zum Herbst; die Behandlung des Ansuchens sei deshalb so spät im 

Jahresverlauf angesetzt, weil die Gemeinde zu diesem Zeitpunkt einen besseren Überblick über die 

finanzielle Situation und den Spielraum für Förderungen habe, erwidert Amtsleiter Mag. Günter 

Schardl. GV Ing. Margarete Buchsteiner kann sich für heuer noch eine Unterstützung in bisheriger 

Höhe (€ 5000) vorstellen, angesichts der finanziellen Entwicklung sei der Betrag aber spätestens 2025 

zu überdenken. 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Musikkapelle 

Tiefgraben im Jahr 2024 mit einer Subvention in Höhe von Euro € 5000 unterstützen. 

GR Andreas Putz erklärt seine Befangenheit. 

Beschluss: 22 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI H.-P. Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Pöllmann, GR Wieneroither, GR Parhammer, GR Schwaighofer, GR DI Sperr, GR Landauer, Ersatz-GR 

Strobl, Ersatz-GR DI J. Pfeffer, Ersatz-GR Traschwandtner, GR Stabauer, Ersatz-GR Prommegger, GV Ing. 

Buchsteiner, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Zöller, GR Putz, GV Maier, GR 

Machatschek, GR Ing. Widlroither); eine Enthaltung (GR Mag. Haider). 

 

6) Ansuchen Union Mondsee vom 15.11.2024 

Die Union Mondsee, vertreten durch das Präsidium, hat bei der Gemeinde Tiefgraben ein 

Förderansuchen für das Jahr 2024 eingebracht. Das Ansuchen ist dem Gemeinderat zur Beratung und 

Beschlussfassung vorzulegen, weil nach den Bestimmungen der OÖ. Gemeindeordnung die Höhe der 

beantragten Subvention mit € 6.000,- über der Zuständigkeitsgrenze des Vorstandes liegt. 

Der Gemeindevorstand hat sich in seiner jüngsten Sitzung ausführlich mit dem Thema Subventionen 

im Lichte der finanziellen Situation der Gemeinde beschäftigt und kommt übereinstimmend zum Er- 
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gebnis, dass diese Form der Förderung sowohl der Höhe als auch der Form der Ansuchen nach ab 2025 

nicht mehr praktiziert wird und heuer zum letzten Mal zur Anwendung gelangt. Zudem wird 

übereinstimmend festgehalten, dass hinkünftige Förderansuchen, die einen geforderten Förderbetrag 

enthalten, nicht mehr akzeptiert werden und seitens des Amtes zurückzuweisen sind. 

Geld habe kein Mascherl, sagt GR Christian Winkler, nichtsdestotrotz habe man vom Präsidium eine 

Aussage darüber eingefordert, wofür die Gemeindesubvention verwendet werde. Die Antwort: Zwei 

Drittel werden in die Nachwuchsabteilung gesteckt, der Rest für laufende Kosten im Betrieb des 

Sportzentrums eingesetzt. 

GR Christian Winkler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge der Union Mondsee für das Jahr 

2024 einen Betrag von € 6000 gewähren. 

Beschluss: 23 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI H.-P. Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Pöllmann, GR Wieneroither, GR Parhammer, GR Schwaighofer, GR DI Sperr, GR Landauer, Ersatz-GR 

Strobl, Ersatz-GR DI J. Pfeffer, Ersatz-GR Traschwandtner, GR Stabauer, Ersatz-GR Prommegger, GV Ing. 

Buchsteiner, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Zöller, GR Putz, GV Maier, GR 

Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither); eine Enthaltung (GR Mag. Haider). 

 

7) Ansuchen ÖWR Loibichl, Anschaffung Rettungsschlauchboot; 

Das Ansuchen der ÖWR, Ortsstelle Loibichl, um finanzielle Unterstützung für die Ersatzbeschaffung 

eines Rettungsschlauchbootes wurde im Vorstand in der Sitzung am 20.03.2024 diskutiert und ist ob 

der Höhe des gewünschten Betrages von ca. € 6.500,- im Zuständigkeitsbereich des Gemeinderates 

gelegen. Auf Antrag des Vorsitzenden empfiehlt der Vorstand einstimmig, eine Summe von € 5.000,- 

als einmalige Unterstützung zu leisten und dies dem Gemeinderat zur Beratung und Beschlussfassung  

vorzuschlagen. 

Bgm. Johann Dittlbacher hält fest, dass es sich im Gegensatz zu Union oder Kapelle um eine einmalige 

Förderung handle. Notwendig sei der Ankauf eines neuen Bootes geworden, weil das derzeit im Einsatz 

befindliche den Anforderungen nicht mehr entspricht. Für GR Wolfgang Stabauer ist eine Zustimmung 

selbstredend, schließlich gehe es um Menschenleben. 

GR Manuel Landauer Pöllmann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, der ÖWR 

Loibichl einen Unterstützungsbetrag von € 5.000 zukommen zu lassen. 

Beschluss: einstimmig 

 

8) Entscheidung über Einleitung, Flächenwidmungsplan u. ÖEK-Änderung  

• Fwpl.Ä. 3.242, Bereich „Priel“, Gstk. 684/1, KG Hof 

Entscheidung über die Verfahrenseinleitung - Teiländerung Flächenwidmungsplan: 

Flächenwidmungsplanänderung 3.242 – Teilfläche von Gstk. 684/1, KG Hof, Widmung von 

„Grünland-Sondergebiet Tourismus“ in “Wohngebiet“ 

Mit dem Schreiben der Anwaltskanzlei Häupl mit Datum vom 14.08.2024 wurde ein Antrag zur 

Umwidmung eingebracht. Die antragsgegenständliche Widmungsfläche soll nunmehr einer 

Wohnbebauung zugeführt werden. Der Flächenwidmungsplan solle dahingehend geändert werden, 

dass die Widmung der gegenständlichen Fläche in Bauland-Wohngebiet ohne Schutz- und Pufferzone 

geändert wird. Bei der Vorprüfung durch die Fachdienststellen Raumordnung und Naturschutz Oö.  
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wurde diese Umwidmung negativ bewertet. In der Bauausschusssitzung am 28.11.2024 wurde 

einstimmig entschieden, die Einleitung der Umwidmung nicht zu empfehlen.  

GR Daniel Pöllmann stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung 3.242 – Teilfläche von 

Gstk. 684/1, KG Hof, Widmung von „Grünland - Sondergebiet Tourismus“ in “Wohngebiet“, nicht 

einzuleiten. 

Beschluss: einstimmig 

 

9) Entscheidung über Beschlussfassung, Flächenwidmungsplan u. ÖEK-Änderung  

• Fwpl.Ä. 3.240, Bereich „Hochmoor“, Gstk. 1914/2, KG Tiefgraben 

Entscheidung über die Verfahrenseinleitung - Teiländerung Flächenwidmungsplan: 

Flächenwidmungsplanänderung 3.240 – Teilfl. von Gstk. 1914/2, KG Tiefgraben, Widmung 

von „landw. Grünland“ in “Wohngebiet“ 

Mit Datum vom 15.05.2024 wurde ein Antrag zur Umwidmung von „landw. Grünland“ in „Wohngebiet“ 

eingebracht. Begründet wird der Antrag damit, dass das bestehende Wohnhaus, das abrissreif ist, einen 

neuen Bauplatz erhalten soll und dieser zur zweckmäßigen und geordneten Bebauung benötigt wird. 

Die Fläche von ca. 60 m² ist dreiseitig von Bauland umgeben und sozusagen als Lückenschluss zu 

sehen.  

Bei der Vorprüfung der Fachdienststellen Raumordnung und Naturschutz wurde dieses Vorhaben 

positiv gesehen, da es sich um eine geringfügige Arrondierung handelt. Zeitgleich soll die 

Waldersichtlichmachung beim angrenzenden Wald bis zur Nutzungsgrenze korrigiert werden. Dies 

wird in der allgemeinen Überarbeitung mit zwei weiteren Waldflächen auf Gstk. 1906/75 u. 805/3 

geschehen, die in der DKM nicht erfasst sind. 

In der Bauausschusssitzung am 26.06.2024 wurde einstimmig entschieden, die Einleitung der 

Umwidmung zu empfehlen. Die Entwurfsplanung der Flächenwidmungsplanänderung 3.240 von 

Ortsplaner DI Attwenger, dat. mit 25.06.2024, wird dem Gemeinderat zur Einleitung vorgelegt. Mit 

Gemeinderatsbeschluss vom 04.07.2024 (3/2024) wurde ein Beschluss gem. § 33 Abs. 3 Oö. ROG 1994 

idgF. gefasst und somit das Verfahren eingeleitet.  

Mit Schreiben vom 05.08.2024 wurde das Verständigungsverfahren durchgeführt. Beigelegt wurde der 

Plan von Ortsplaner DI Attwenger Ziviltechniker KG, datiert mit 25.06.2024. Folgende Stellungnahmen 

der einzelnen Behörden und Dienststellen langten bei der Gemeinde ein: 

- Land Oö. Abt. Raumordnung v. 26.09.2024 

- Land Oö. Abt. Naturschutz v. 12.09.2024 

- Land Oö. Abt. BH-Forst v. 14.08.2024 

- Netz Oö. GmbH v. 13.08.2024 (Strom und Erdgas) 

Unter Berücksichtigung der Aussagen der ergänzend eingeholten fachlichen Stellungnahmen wird 

mitgeteilt, dass die Änderung zur Kenntnis genommen werden kann. Hinsichtlich des Baubestandes 

ist die Grundlagenforschung zu ergänzen. Die rechtliche Beurteilung hinsichtlich der erforderlichen, 

von der Gemeinde durchzuführenden Grundlagenforschung und Interessensabwägung (§36 Abs. 6 Oö. 

ROG 1994), wird im aufsichtsbehördlichen Genehmigungsverfahren durch die Aufsichtsbehörde 

erfolgen.  
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Die baufälligen Gebäude auf der ggs. Widmungsfläche wurden mit Bescheid vom 29.05.2024 abgerissen 

und mit Baufertigstellungsanzeige (dat. mit 09.10.2024) bestätigt. Mit dem Plan von Ortsplaner DI 

Attwenger, dat. mit 25.06.2024, wird um Beschlussfassung ersucht. In der Bauausschusssitzung am 

28.11.2024 wurde einstimmig beschlossen, dem GR den Beschluss zur Umwidmung zu empfehlen. 

GR Daniel Pöllmann stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.240 – Teilfl. von 

Gstk. 1914/2, KG Tiefgraben, Widmung von „landw. Grünland“ in “Wohngebiet“, zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

10) Bericht des Bürgermeisters 

• Bgm. Johann Dittlbacher bringt dem Gemeinderat das Antwortschreiben an die Marktgemeinde 

Mondsee in der Angelegenheit Wasserverlust am Gaisberg zur Kenntnis. Entgegen der Darstellung 

der Nachbargemeinde sei das Leck im Netz der Gemeinde Mondsee aufgetreten, die Forderung an 

die Gemeinde Tiefgraben deshalb unberechtigt. 

• Lärmschutz A1: Auf Wunsch des Tourismusverbandes habe es ein Treffen mit der Asfinag 

bezüglich Ausgestaltung der Lärmschutzwände entlang der A1 gegeben. Bedenken des Tourismus, 

für die durchfahrenden Gäste werde der Blick auf den See und in die Landschaft verunmöglicht, 

wurden ausgeräumt, es werde weiterhin Abschnitte geben, wo überhaupt keine Lärmschutzwand 

errichtet werde. Für ihn als Bürgermeister habe ohnehin der Schutz der Tiefgrabener Bevölkerung 

Priorität. 

• Voranschlag: Bgm. Johann Dittlbacher berichtet, er habe im Vorfeld der Gemeinderatssitzung 

von Mandataren eine Reihe von Fragen zum Voranschlag und finanziellen Situation Tiefgrabens 

bekommen. Er beantworte diese wie folgt: 

- Ist der Voranschlag 2025 ein Sanierungsbudget, um den Härteausgleich zu verhindern? Nein 

- Wo sind Einsparungen möglich? Nur bei freiwilligen Ausgaben. Eine Schnellabfrage habe 

ergeben, dass knapp € 250.000 dafür aufgewendet werden 

- Wie viel Geld steht für Vorhaben zur Verfügung? Rund 1,3 Millionen, € 900.000 davon allein 

für die Wasserversorgung. 

- Kann bei den Vorhaben, die in der Prioritätenliste angeführt sind, der Finanzbedarf angegeben 

werden? Das sei nur bedingt möglich. 

- Welche Vorhaben werden auf 2026 verschoben? Die Errichtung des Löschteichs Stadler. 

- Gehen Fördermittel verloren, wenn Projekte nicht umgesetzt werden? Grundsätzlich nicht, 

eine Ausnahme sind Projekte, für die es KIP-Mittel (z.B. PV-Anlagen) gibt. 

- Womit ist punkto Sanierung der RHV-Verbandsanlage zu rechnen? Im kommenden Jahr 

werden 5,5 Millionen Euro investiert, der Anteil der Gemeinde Tiefgraben beträgt rund 20%. 

- Ist es realistisch, Geld für Kirchendach und Landesmusikschule reservieren zu können, vor 

dem Hintergrund des geplanten neuen Feuerwehrhauses für Hof und Guggenberg? Schwierig, 

sofern keine zusätzlichen Einnahmen lukriert werden können. Nüchtern betrachtet ist alles in 

Frage zu stellen, Stand heute seien in zwei Jahren alle Rücklagen aufgebraucht 

• Grundverkauf: Mit dem Vertreter des Autohauses Reiser habe ein Gespräch bezüglich 

Grundverkauf stattgefunden; die Preisvorstellungen der beiden Parteien liegen aber noch deut- 
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lich auseinander. Im ersten Quartal des neuen Jahres wird man weiterverhandeln, so der 

Bürgermeister. 

 

11) Berichte der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss – Obmann GR Mag. Harald Haider informiert über folgende bei der Sitzung am 

2.12. behandelten Punkte: 

- Gebarungsprüfung 

- Badeplatz Tiefgraben – Vertrag mit dem Land OÖ sollte angepasst werden 

- Kosten für Gutachter 

- Ausschöpfung von Einsparungspotenzialen (Kostenstellenrechnung) 

 

Bau-, Planungs-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss – Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer 

berichtet, dass in der jüngsten Sitzung das ÖEK sowie die heute behandelten Tagesordnungspunkte 

auf der Agenda gestanden sind 

 

Straßen- und Mobilitätsausschuss – keine Sitzung. Obmann GR Daniel Pöllmann informiert über 

das Treffen mit Vertretern der Landesstraßenverwaltung betreffend Ampelregelung bei der 

Kreuzung Gewerbegebiet/B 154. Das Ergebnis der Zusammenkunft sei ernüchternd gewesen, die 

Landesstraßenverwaltung zeige null Entgegenkommen. Wenn Tiefgraben eine Ampel wolle, müsse 

es die Kosten alleine tragen. 

 

Bildungsausschuss (Kindergarten, Schule, Sport und Kultur) – keine Sitzung. Obmann GV Karl 

Lackner teilt mit, dass es Bestrebungen gebe, das Mondsee-Buch neu aufzulegen. Das weitere 

Vorgehen soll Anfang 2025 im Beisein der Kulturausschüsse besprochen werden, auch die 

Kostenfrage soll dann auf den Tisch kommen. 

 

Sozialausschuss (Jugend, Familien, Senioren, Integration und Gesundheit) – Obmann GR 

Andreas Putz berichtet, dass in der Sitzung am 3.12. die Resolution zum Gesundheitszentrum sowie 

die Zukunft der Sozialen Initiative behandelt wurden. 

 

Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanalausschuss – Folgende Punke seien in der jüngsten Sitzung 

behandelt worden, teilt Obfrau GR Mag. Susanne Mayr-Daringer mit: 

- Weiterführung KEM 

- Neues Pfandsystem ab 2025 

- Gebühren 

- Pflanzung von Bäumen am Badeplatz (Schattenspender) 

- Probleme mit Campern auf den Aussichtsplätzen Mondseeberg 

- Wasserversorgung: Die WG Hof verfügt über eine Quelle, die derzeit nicht verwendet wird; der 

Vorstand der WG kann sich vorstellen, das Wasser der Gemeinde zur Verfügung zu stellen. Eine 

derartige Möglichkeit tut sich vielleicht auch bei der Wassergenossenschaft Kasten-

Haidermühle auf. 
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12) Allfälliges 

Winterdienst: GR Andreas Machatschek fragt, wie die Halte- und Parkverbote überwacht werden, 

damit der Winterdienst ungehindert seine Arbeit verrichten kann. Bgm. Johann Dittlbacher sagt, der 

Wirtschaftshof habe sich eine Vorgehensweise überlegt. 

Parkplätze Hupf-Gründe: GR Andreas Machatschek fragt, wie das weitere Vorgehen bei den 

Parkplätzen Hupf-Gründe aussieht: Bgm. Dittlbacher antwortet, man habe den Anrainern in der 

Nachbarschaft die Parkplätze zur Miete angeboten, allerdings hätten nur zwei Interesse gezeigt. 

Schützenfest: GR Andreas Machatschek möchte wissen, ob die Insolvenz des Festvereins 

Auswirkungen auf die Gemeinde habe; dies sei nicht der Fall antwortet der Vorsitzende. 

ASZ: GR August Wieneroither berichtet, dass die Entsorgung von Abfällen in ASZs im Pinzgau in jedem 

Fall kostenpflichtig sei; ob eine derartige Regelung nicht auch bei uns sinnvoll wäre. Amtsleiter Mag. 

Günter Schardl sagt, die Regelung in OÖ sei eine andere, bei uns würden die Beiträge automatisch über 

den BAV eingehoben. 

Seniorenausflug: GR August Wieneroither sagt, er sei darauf angesprochen worden, dass es 2024 

keinen Seniorenausflug gegeben habe. Bgm. Johann Dittlbacher stellt dazu fest, dass dieser im 

Frühjahr 2025 nachgeholt werde. 

Gutachten: GR August Wieneroither erkundigt sich neuerlich nach den Gutachterkosten im Zshg. mit 

der Kostensteigerung bei Kindergarten/Krabbelstube; Amtsleiter Mag. Günter Schardl antwortet, diese 

Frage sei bereits in der jüngsten Sitzung bzw. im Prüfungsausschuss beantwortet worden. 

Tourismusabgabe: GR Judith Schwaighofer berichtet, dass die Ortstaxe 2025 um € 0,50 angehoben 

wird. Mit diesen Mehreinnahmen wird die kostenlose Nutzung aller öffentlichen Verkehrsmittel im 

Bundesland Salzburg und angrenzenden OÖ finanziert. 

 

13) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 14.11.2024 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 14.11.2024 (5/2024) keine Einwendungen eingebracht wurden und erklärt 

sie für genehmigt. 

 

Ende: 21.55 Uhr 

  

Der Bürgermeister:                   Der Schriftführer: 

 

 

 

 

(Johann Dittlbacher)                  (VB Hubert Daxner) 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde an die Fraktionsobleute am ________________ 

abgeschickt. 



 

 

Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne Einwendungen 

genehmigt. 
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